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VORSCHLÄGE
[bookmark: DocEPTmp][bookmark: DocEPTmp2]Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
[bookmark: restart]1. 	betont, dass der EIOPA eine entscheidende Rolle zukommt, wenn es darum geht, die kohärente Anwendung des Unionsrechts und eine bessere Abstimmung zwischen den einzelstaatlichen Behörden zu fördern und für Finanzstabilität, Transparenz, besser integrierte und sicherere Finanzmärkte und einen starken Verbraucherschutz sowie einheitliche Aufsichtsverfahren in diesem Bereich zu sorgen;
2.	nimmt zur Kenntnis, dass die dem Rechnungsabschluss für das am 31. Dezember 2015 abgeschlossene Haushaltsjahr zugrunde liegenden Vorgänge der EIOPA nach Beurteilung des Rechnungshofs in allen wesentlichen Punkten rechtmäßig und ordnungsgemäß sind; stellt jedoch fest, dass die Beurteilung des Rechnungshofes sehr kurz ausfällt und wenige Anregungen für eine effizientere Haushaltsführung der EIOPA bietet; bedauert, dass einige Mitgliedstaaten ihren Beitrag für das Jahr 2015 bis zum Ende jenen Jahres noch nicht in vollem Umfang entrichtet hatten; stellt jedoch fest, dass in diesem Bereich im Vergleich zum Jahr 2014 Fortschritte erzielt wurden;
3.	weist darauf hin, dass das Europäische Parlament eine treibende Kraft hinter der Einführung eines neuen und umfassenden Europäischen Finanzaufsichtssystems (ESFS) war, mit dessen drei Europäischen Finanzaufsichtsbehörden das Finanzaufsichtssystem nach der Finanzkrise verbessert werden sollte;
4.	betont, dass die EIOPA zwar sicherstellen muss, dass alle Aufgaben vollständig und fristgerecht ausgeführt werden, sich aber gleichzeitig sorgfältig auf die ihr vom Europäischen Parlament und vom Rat übertragenen Aufgaben beschränken sollte; stellt fest, dass die EIOPA beträchtliche Ressourcen für die Arbeit an Leitlinien und Empfehlungen aufwendet; vertritt die Auffassung, dass die EIOPA ihr Mandat in vollem Umfang dafür nutzen sollte, die Verhältnismäßigkeit bei all ihren Tätigkeiten wirksam zu fördern; betont, dass, wann immer der EIOPA die Befugnis zur Ausarbeitung von Level 2‑ und Level 3‑Maßnahmen übertragen wird, die EIOPA bei der Ausarbeitung dieser Standards insbesondere auf die Besonderheiten der verschiedenen nationalen Märkte achten sollte, und dass die betroffenen Marktteilnehmer und Verbraucherschutzverbände frühzeitig in das Verfahren zur Festlegung von Standards sowie in die Entwurfs- und Umsetzungsphasen eingebunden werden sollten;
[bookmark: _GoBack]5.	weist darauf hin, dass vereinbart wurde, etwaige Haushaltsüberschüsse oder ‑defizite mit den Mitgliedstaaten zu teilen, und zwar entsprechend dem Beitragsschlüssel; fordert die Kommission auf, das vereinbarte Verfahren rechtlich zu formalisieren;
6.	nimmt besorgt zur Kenntnis, dass die EIOPA nicht alle Vorrechte wahrnimmt, die ihr gemäß ihrem rechtlichen Rahmen eingeräumt werden; betont, dass die ESMA darauf achten sollte, dass die Ressourcen optimal genutzt werden, um ihr rechtliches Mandat vollständig zu erfüllen; stellt in diesem Zusammenhang fest, dass sich eine effizientere Mittelverwendung und eine wirksamere Zielerfüllung erreichen ließen, wenn sie den Schwerpunkt stärker auf das ihr vom Europäischen Parlament und vom Rat erteilte Mandat legen würde; weist ausdrücklich darauf hin, dass die EIOPA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und insbesondere bei der Abfassung von Durchführungsvorschriften das Europäische Parlament und den Rat regelmäßig und umfassend über ihre Tätigkeiten auf dem Laufenden zu halten hat;
7.	hebt hervor, wie wichtig es ist, bei der Zuweisung der Mittel für eine angemessene Höhe, Priorisierung und Effizienz zu sorgen; betont ferner, dass der Haushalt der EIOPA noch rationalisiert werden kann; betont daher, dass etwaige Aufstockungen der Mittel der EIOPA mit angemessenen Priorisierungsmaßnahmen einhergehen müssen; stellt fest, dass sich die Tätigkeit der ESMA zunehmend von legislativen Aufgaben auf die aufsichtliche Konvergenz und Durchsetzung verlagert, und schlägt vor, ihre Finanz- und Personalausstattung entsprechend anzupassen;
8.	gelangt zu dem Schluss, dass die bei der EIOPA geltende Finanzierungsregelung überprüft werden muss; fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob die derzeitige Finanzierungsregelung durch die Einführung von angemessen und anteilig festgelegten Gebühren, die von den Marktteilnehmern zu entrichten sind und die die Beiträge der zuständigen nationalen Behörden ersetzen könnten, geändert werden kann, wobei ihre Autonomie und ihre Aufsichtstätigkeit zu wahren sind;
9.	ist der Ansicht, dass die öffentlich zugänglichen Sitzungsprotokolle des Rates der Aufseher und der Interessengruppen schneller veröffentlicht werden sollten, damit die aktuelle Zeitspanne von bis zu drei Monaten zwischen den Sitzungen und der Offenlegung der Sitzungsprotokolle verkürzt wird, und dass sie einen besseren Einblick in die geführten Aussprachen sowie in die Standpunkte und das Abstimmungsverhalten der Mitglieder geben sollten; ist der Ansicht, dass die Unionsbürger auch durch per Webstream übertragene Veranstaltungen besser informiert werden könnten. bedauert, dass die Unterlagen und Informationen aus internen Sitzungen den unterschiedlichen Interessenträgern, darunter dem Europäischen Parlament, de facto nicht in gleichem Maße zugänglich sind; ist der Ansicht, dass die EIOPA im Rahmen ihres Aktionsplans für die kommenden Jahre einen sicheren Kanal für Hinweisgeber einrichten sollte.
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